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Unberechtigte Wirtschafts-Interessen schädigen die Stadt-Kultur

Das Centr0 in Oberhausen genehmigt auf seinem Gelände keine Mahnwache gegen Atom. Dies zeigt die Mentalität von großen Investoren. Sie sehen sich nur soweit öffentlich, wie es ihnen durch Konsum Geld bringt. Dies heißt: sie sind effektiv nicht öffentlich. Zwar hat das CentrO dem Raum den Namen >Platz der Guten Hoffnung< gegeben  (in Erinnerung an die Gutehoffnungshütte an dieser Stelle),  aber von einem Stadtplatz ist keine Rede. Damit tritt es die europäische Geschichte mit Füßen: Stadtkultur hat öffentliche Plätze und kein Hausrecht, das auf diesen Plätzen Politik ausschließt. 

Dies tun auch Stellungnahmen  wie eine anonyme in >online<: „Wer demonstrieren will, muß sich an die Eigentumsrechte halten. Noch ist das CentrO Privatbesitz und damit keine öffentliche Fläche. Letzlich ist die Fläche zum Einkaufen geschaffen und nicht für eine der vielen Aktivisten-Gruppen als Spielwiese.“ Der Text spiegelt vorzüglich das Welt-Verständnis des Konsumbürgers. 

Das CentrO beschäftigt eine private Polizei mit dem Namen Sicherheitsdienst. Es kümmert den Investor nicht, dass der Platz im Stadtplan als öffentlich ausgewiesen ist. Das CentrO hat seine eigene Vorstellung von öffentlich. Es schert des CentrO auch nicht, dass das Bundesverfassungsgericht  im Februar 2011 urteilte: an Orten, die mehrheitlich in öffentlicher Hand sind, darf demonstriert werden. Demonstrationen sind dort erlaubt, „wo die Verbindung von Ladengeschäften, Dienstleistungsanbietern, Restaurationsbetrieben und Erholungsflächen einen Raum des Flanierens schafft und so Orte des Verweilens und der Begegnung entstehen.“

Investoren wollen alle Rechte der Stadt, sie profitieren von der Stadt, aber sie lassen keinen Nutzen für die Stadt zu, außer „Knete abdrücken und Kaufen kaufen.“

Es gibt in der Presse kaum mehr einen Artikel oder ein Interview, das nicht von einem wirtschaftlichen Interesse geleitet wird – und dies in einer Form sagt, als sei es ein ewig gültiges Gesetz. Solche Äußerungen  sind nichts weiter als Werbung für das eigene Geschäfts-Interesse. Meist gehen sie einher mit Subventionierungs-Wünschen. Dabei stört es die Sprecher nicht, von einem Satz zum anderen Widersprüche zu produzieren. Im ersten Satz wollen sie Förderung für etwas, im zweiten sagen sie dem Staat, er solle sich draußen halten. 

Hinzu kommen Wünsche, die keinerlei Grundlagen haben, aber gut klingen wie etwa dass die Alten in die Innenstädte ziehen sollen – schön gesagt, aber dort sind die Boden- und Mietpreise am höchsten und daher diese Bereiche fast nur noch von Büros besetzt oder besetzbar. 

Für die wirtschaftlichen Interessen geht es nie um ein Gesamtes, daher fordern sie unverblümt, das Mietrecht im eigenen Sinn zu ändern – kaum vorstellbar, wie unsozial dies ausfallen würde. Sozialer Ausgleich ist ein Investitions-Hindernis wird kühl behauptet.

Investoren sind häufig sehr windig. Manche wechseln mehrfach den Besitzer. Meist wollen sie schnelles Geld machen, was aber nur selten wirklich gelingt. „Rentabel“ werden viele große  Immobilien erst, wenn sie in Versteigerungen einen erheblichen Teil ihres anfänglichen Preises verloren haben. 

Solche Immobilien werden oft durch eine Anzahl Antennen für den Mobilfunk noch ein Stück rentabler gemacht. Kein Gedanke, wer dadurch nicht nur belästigt, sondern wohl auch noch geschädigt wird.

„Röntgenblick aufs Ruhrgebiet“ (NRZ 24. 3. 2011) – da sieht man sehr wenig, wie beim Röntgen üblich. Und dieser Blick ist erheblich gefährlich. „Im Wettbewerb der Regionen schneidet das Revier wieder besser ab.“ 

Was soll denn so ein Wettbewerb ? Er ist ganz und gar unsinnig. Es gibt ihn nur für die, die es gibt – aber das bin weder ich noch der normale Ruhr-Bewohner. 

Der Initiativkreis Ruhr hat eine Studie beim Kölner Institut der deutschen Wirtschaft in Auftrag gegeben. Beide sind Interessenvereinigungen. Der Initiatitivkreis besteht weitgehend nur aus Industriellen. Sie haben keine Skrupel, hin und wieder sich papal als Sprecher für die Region aufzublassen. Es sind Leute, die eine sehr beschränkte Wahrnehmung haben und dementsprechend in ihrem Kreis keine kritischen Denker dulden. Das Institut der Wirtschaft ist eine sich wissenschaftlich gebende Lobby der Wirtschaft. Es macht den „Ruhr 2030 Index“. Dies ist ein höchst anfechtbares Unternehmen, das man nicht ernst nehmen darf. 

Die Studie behauptet zu untersuchen, „wie sich das Ruhrgebiet im Rennen mit den 40 größten Städten Deutschlands und den zehn wirtschaftsstärksten Regionen Europas schlägt.“ Es ist schon dreist, so ein Rennen zu konstruieren. Tatsächlich gibt es kein Rennen und der Unterhaltungswert dieser Konstruktion ist hochgradig irreführend – offensichtlich nur aufgeführt, damit man sich schlecht fühlen soll, um dann Wirtschaft als Retter zu umarmen. 

Immerzu hören wir dann die Pressionen, wo es um Zugeständnisse für Wirtschaft geht, man könne sich sonst nicht „im internationalen Standortwettbewerb  behaupten“. Aber es gibt diesen Wettbewerb  überhaupt nicht – er wird nur vorgegaukelt. 

Aber in einer solchen Studie steht kein Wort darüber, wie verantwortungslos  die Ruhr-Konzerne aus der Region abgezogen sind – alles weitere der Öffentlichen Hand und wem auch immer zum Aufwischen überlassend. Sie wussten schon lange, dass sie abziehen werden,  aber sie schufen keinerlei Ersatz-Arbeitsplätze. 

Erst 2011 wurden die letzten Verträge mit Städten aufgelöst, nach denen diese Städte und die Konzerne keinem zuzugswilligen Betrieb Grundstücke überlassen. Und um die Altlasten-Beseitigung, zu der die Konzerne gesetzlich verpflichtet sind, kümmern sie sich nicht – ungesetzlich. Dies darf die Öffentliche Hand finanzieren. Mehr Verantwortungslosigkeit konnte man kaum aufbringen. 

Hinterdrein schicken ihre Vertreter aber jährlich vielerlei Stellungnahmen: dass es in Ruhr immer noch mehr Arbeitslose gibt als . . . –  das sagen sie nicht. Sie haben sie selbst geschaffen. Und dass es zu viele Rentner gibt. Da hat der Staat eingegriffen und wenigstens hilfsweise viele Menschen frühpensioniert, um die Arbeitslosigkeit zu versachten. Und generell nagen sie an den Sozialkosten und Sozialabgeben, die viel Unbill aus einer neoliberalen Wirtschaft lindert. 

Präsentiert wird die sogenannte Studie 2011 in der Haniel-Firmenzentrale in Duisburg. Dies ist einer der Konzerne, die zum Absturz von Ruhr eine gigantische Verantwortungslosigkeit beitrugen. 

Die Studie spricht von „Lebensqualität“. Aber dies ist Augenauswischen, denn Lebensqualität kann man nicht pauschal feststellen, schon überhaupt nicht an so wenigen Kriterien,  – und schon gar nicht, wenn man Freizeit und Kultur auslässt. 

Was ist bitte „Humankapital“ ? 

Statistik darf man nur betreiben, wenn man denken kann, so etwa sagte es der Soziologe Max Weber. Die Studie will „feststellen“, dass Ruhr bei den „Gästeübernachtungen“ zurückbleibt. Gedankenlosigkeit. Die Statistik zählt erst Unterkünfte über acht Betten. Und sie ignoriert, wie viele Besucher bei Verwandten  übernachten – denn irgendwie haben sehr viele Deutsche einen Verwandten  in Ruhr. 

Es gibt auch Kabarettistisches in der Studie. Autofahrer stehen annähernd doppelt so viel im Stau als in anderen Regionen. Sogleich kommt die übliche Keule hinterher geflogen: „Das ist eine massive Beeinträchtigung für die Attraktivität des Standorts“. Und dann kommt die Forderung nach weiterem Straßenbau. Wo denn, bitte ?  

Dies alles wird finalisiert darauf, dass sich Regierungen, Politik und Verwaltungen „wirtschaftsfreundlich ausrichten“. 

Schauen wir näher hin, was diese Konzerne treiben, dann wird deutlich, dass sie bis zum letzten Euro fechten, um so wenig wie irgendmöglich Steuern zu zahlen. Wenn die Studie dann fordert, dass es mehr Kinderbetreuung unter drei Jahren geben muß und daß„niemand die Schule ohne Abschluß verlassen darf“, können wir daran erinnern, dass die Wirtschaft diese Themen nicht erfand, sich auch nicht dafür stark machte, sondern erst wie üblich spät auf den Zug aufsprang und auch nichts dafür tun möchte, diese Ziele zu realisieren, sondern die Finanzierung erneut der Öffentlichen Hand abfordert, der sie möglichst wenig Steuern abliefern möchte. 

Solche Studien sind das Papier nicht wert, auf denen sie erscheinen. 

Über Wirtschaft in Ruhr kann man nur reden, wenn man dies in Zusammenhängen sieht. Kaum etwas ist jedoch mehr Ideologie als das, was Wirtschaft an Gerede über Ruhr veranlasst.

Albert Speer schreibt, das Ruhrgebiet müsse urban werden. Was weiß denn Speer schon von urban. Wenn jemand wie er ein paar Hochhäuser hochzieht und in China etwas Megalomanisches, ist dies keine Urbanität. Speer verwechselt  Qualitäten mit Quantitäten. Qualitäten - die er nicht kennt oder nicht  kennen möchte, weil sie ihn hindern würden, so zu entwerfen wie er dies mit seinen bauwirtschaftlichen Reduktionen unternimmt. 

Speer hat mit keinem einzigen seiner jemaligen Entwürfe gezeigt, dass er etwas von Urbanität versteht.  Aber das Wort läßt sich so leicht in den Mund nehmen. Es wirkt wie eines der vielen Schimpfworte, die ja auch keine Aufforderung sind, nachzufragen und zu begründen. „Dem Ruhrgebiet fehlt Urbanität“ – das läßt sich ebenso daherreden wie „Das Ruhrgebiet ist doof“. 

Aber so leicht fallen wir weder auf Speer herein noch lassen wir ihn so leicht davon kommen. 

Speer ist ein Illusionist – das einzige, was er real ansteuert,  ist sein Geschäft. Daß ihm jemand für seine kurzatmigen und pur behaupteten Illusionen als weltschöpfender Architekt eine große Summe zahlt. 

Wer nicht weiß, was Urbanität ist, sollte nicht ernst genommen werden. 

Niemand weiß es. Verzichten  auch wir in Zukunft auf inhaltsleere Oberbegriffe, die nichts anderes sind als Seifenblasen. 

